
 Seite: 1/2 

 

Stadt Grevesmühlen 
Hauptausschuss 
 

 

 
 
Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 

 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 

der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit 
 

 

2 Einwohnerfragestunde 
 

 

3 Bestätigung der Tagesordnung 
 

 

4 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 09.03.2010 
 

 

5 Wahl der 1. Stadträtin/des 1. Stadtrates 
 

VO/12SV/2010-
040 

6 Wahl der 2. Stadträtin/des 2. Stadtrates 
 

VO/12SV/2010-
041 

7 Satzung der Stadt Grevesmühlen zur Kindertagesförderung 
(Benutzungssatzung KITA) 
 

VO/12SV/2010-
026 

8 Neufassung der Gebührensatzung zur Unterbringung der 
Obdachlosen der Verwaltungsgemeinschaft Grevesmühlen 
 

VO/12SV/2010-
027 

9 Abschluss eines Leasingvertrages für eine Kehrmaschine 
 

VO/12SV/2010-
029 

10 Information zur Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes für 
die Stadt Grevesmühlen 
 

VO/12SV/2010-
030 

11 Konzept Badeanstalt Ploggensee 
 

VO/12SV/2010-
031 

12 Beschluss der Ergänzung zum Wärmeliefervertrag für den 
Rathausblock vom 01.04.1998 
 

VO/12SV/2010-
032 

13 Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.33 der 
Stadt Grevesmühlen ''Wohnbebauung Karl-Marx-Straße'' 
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
 

VO/12SV/2010-
033 

14 Beschluss einer außerplanmäßigen Ausgabe auf der Haushaltsstelle 
0397 0000 
 

VO/12SV/2010-
042 

15 Anfragen und Mitteilungen 
 

 

Nichtöffentlicher Teil 

Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Grevesmühlen, Nr: SI/12HA/2010/02 

Sitzungstermin: Dienstag, 01.06.2010, 16:30 Uhr 

Ort, Raum: Rathaus,  Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, Beratungsraum Haus 1 
EG 
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16 Verkauf des Flurstückes 300 der Flur 8 Gemarkung Grevesmühlen 

 

VO/12SV/2010-
028 

17 Bestätigung der Eilentscheidung des Bürgermeisters zum 
Vergabebeschluss Neubau Radweg an der L 02 Grevesmühlen nach 
Warnow 
 

VO/12SV/2010-
034 

18 Verkauf eines Gewerbegrundstückes in der Flur 16 der Gemarkung 
Grevesmühlen (Gewerbegebiet Nordwest - Anbindung Klärwerk) 
 

VO/12SV/2010-
035 

19 Verkauf eines Gewerbegrundstückes in der Flur 12 der Gemarkung 
Grevesmühlen (Gewerbegebiet Südl. Kapellenberg) 
 

VO/12SV/2010-
036 

20 Beschluss zur Vergabe der Breitbandversorgung für die Ortsteile 
Barendorf, Hoikendorf, Everstorf und Hamberge 
 

VO/12SV/2010-
037 

21 Anfragen und Informationen 
 

 

Öffentlicher Teil 

 
22 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 

nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse 
 

 

 



 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Hauptamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-040 
öffentlich 
 
19.05.2010 
 

Wahl der 1. Stadträtin/des 1. Stadtrates 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtvertretung wählt lt. § 40 (1) der Kommunalverfassung  
die 1. Stadträtin/den 1. Stadtrat. 
 
 
 
1. Stadtrat ................................................................................. 
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Sachverhalt:  
 
Die bisherige 1. Stadträtin, Frau Margarete Steffen, tritt mit Wirkung vom 01.06.2010 in die 
Freiphase der Altersteilzeit. 
Damit entfällt die Voraussetzung für dieses Amt nach § 40 Abs. 3 der Kommunalverfassung 
MV. 
Entsprechend ist die 1. Stadträtin / der 1. Stadtrat neu zu wählen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder  
Leitbild 1 Leitbild 2 Leitbild 3 Leitbild 4 Leitbild 5 Leitbild 6 Leitbild 7 Leitbild 8 

        
 
 

 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Hauptamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-041 
öffentlich 
 
19.05.2010 
 

Wahl der 2. Stadträtin/des 2. Stadtrates 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtvertretung wählt lt. § 40 (1) der Kommunalverfassung 
die 2. Stadträtin/den 2. Stadtrat. 
 
2. Stadtrat: ................................................................................ 
 



Vorlage VO/12SV/2010-041 
 

Seite: 2/2 

 

 
Sachverhalt:  
 
Für den Fall, dass die bisherige 2. Stadträtin, Frau Kristine Lenschow mit der notwendigen 
Neubesetzung des Amtes der 1. Stadträtin / des 1. Stadtrates  
zur 1. Stadträtin gewählt wird, macht sich auch für das Amt der 2. Stadträtin/ des 2. 
Stadtrates eine Neuwahl erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder  
Leitbild 1 Leitbild 2 Leitbild 3 Leitbild 4 Leitbild 5 Leitbild 6 Leitbild 7 Leitbild 8 

        
 
 

 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Federführender Geschäftsbereich: 
Hauptamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-026 
öffentlich 
 
07.04.2010 
Wulff, Manuela 

Satzung der Stadt Grevesmühlen zur Kindertagesförderung 
(Benutzungssatzung KITA) 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

11.05.2010 Kultur- und Sozialausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtvertretung Grevesmühlen beschließt die Satzung der Stadt Grevesmühlen zur 
Kindertagesförderung (Benutzungssatzung KITA) in beiliegender Fassung. 
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Sachverhalt: 
 
Diese Satzung berücksichtigt die am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Satzung der Stadt 
Grevesmühlen zur Kindertagesförderung vom 3. Januar 2005 (OZ 01/2005).  
 
Im Zusammenhang der Nachvollziehbarkeit und Verständlichkeit wurde der Inhalt der 
Satzung vollständig aufgeführt. Einige Passagen, die bisher auszugsweise aus dem 
Kindertagesförderungsgesetz (KiföG M-V) aufgeführt waren, wurden aus dem vorliegenden 
Satzungsentwurf gestrichen. Die in diesem Entwurf blau gekennzeichneten Ausführungen 
dienen der Konkretisierung, Änderung bzw. Erläuterung oder Ergänzung. 
 
zu § 1 (1): 
Diese Änderung ist bedingt durch die Schließung der städtischen Kindertageseinrichtung 
„Hummelland“, Maxim Gorki Straße 3 in Grevesmühlen zum 1. September 2008. Die Stadt 
Grevesmühlen (Stadt GVM) betreibt ab diesem Zeitpunkt nur noch die 
Kindertageseinrichtung „Am Lustgarten“, Am Lustgarten 24 - 26“, in Grevesmühlen mit 
insgesamt drei Gebäuden. 
 
zu § 1 (6)  und  § 5: 
Die stundenweise Betreuung von Gastkindern wurde bereits im März 2010 als zusätzliches 
Angebot in die Gebührensatzung KITA neu mit auf genommen. Hier ist die künftige formale 
Verwaltung dieses Angebotes geregelt. Diese soll möglichst zeitnah vor Ort, einfach und 
unkompliziert sein. 
Anhand der Auslastung der Plätze und der aktuellen Personalsituation kann die Leiterin 
künftig selbst über eine befristetet Aufnahme entscheiden.  
Der Landkreis Nordwestmecklenburg hält für solche Bedarfe leider keine Angebote vor. Das 
zusätzliche Angebot soll unter Anderem die Personensorgeberechtigten bei der Betreuung 
ihrer Kinder unterstützen und auch mit zur Kostendeckung der Einrichtung beitragen. 
 
zu § 2 (5): 
Auf Wunsch des Elternrates wurde diese Festlegung weiter konkretisiert.  
Zur Wiederaufnahme eines erkrankten Kindes soll künftig von den Sorgeberechtigten in 
jedem Fall ein ärztliches Attest vorgelegt werden. Damit soll einer Selbstbehandlung durch 
Eltern oder auch eine vorzeitige Aufnahme eines noch nicht vollständig genesenen Kindes 
vorgebeugt werden. In der Vergangenheit kam es sehr häufig durch unverantwortliches und 
rücksichtsloses Verhalten einiger Sorgeberechtigten zur gesundheitlichen Gefährdung 
anderer Kinder in der Einrichtung. Das Betreuungspersonal kann künftig in solchem Falle die 
Wiederaufnahme bezugnehmend auf diese Satzung verwehren. 
 
zu § 3 (2): 
Um außerhalb der festgelegten Frist von der Gebührenpflicht der Kindertagesbetreuung 
befreit zu werden, muss die zeitgleiche Neubelegung des Platzes gesichert sein. Eine 
Anpassung des Personals ist bei der Kürze der Abmeldefrist arbeitsrechtlich nicht möglich. 
Da die Stadt Grevesmühlen bereits die Elterngebühren monatlich großzügig stützt, sollte 
dem wirklich nur bei zeitgleicher Neubelegung des Platzes stattgegeben werden. 
 
zu § 4 (1): 
Aufgrund von angezeigten Betreuungsbedarfen im Februar 2010 werden die Öffnungszeiten 
der drei Gebäude der Einrichtung „Am Lustgarten“, Am Lustgarten 24- 26 ab 1. April 2010 
täglich gestaffelt von 6.30 bis 18.00 Uhr wie folgt angeboten:  
 
Haus Nr. 24 (Hort)   11.30 – 16.30 Uhr 
Haus Nr. 25 (KK, Kiga)   06.30 – 16.30 Uhr 
Haus 26 (Hort)       12.00 – 18.00 Uhr sowie 
gemeinsamer Spätdienst 16.30 – 18.00 Uhr  für KK, Kiga, Hort im Haus 26 
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Durch die Staffelung muss kein Gebäude zusätzlich über die Stunden der  
Ganztagsbetreuung (KK, Kiga = 10 Stunden und Hort = 6 Stunden) geöffnet werden. 
Mehrkosten für Eltern und Träger können so vermieden werden.  
 
zu § 4 (3): 
Durch die Schließung der Kita „Hummelland“ kann in keine andere eigene Kita der Stadt 
Grevesmühlen wie bisher eine ausweichende Betreuung bei Schließtagen angeboten 
werden. Eine ersatzlose Betreuung von Kindern aus dem Krippen- und Kindergartenbereich 
bei Schließtagen der Kindertageseinrichtung in den Sommerferien entspricht in Verbindung 
mit der schnelllebigen und flexiblen Arbeitsmarktentwicklung unter Berücksichtigung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht mehr dem aktuellen Bedarf. Bereits 2009 wurde 
hierauf reagiert und eine Betreuung für diejenigen Eltern angeboten, die in dieser Zeit keine 
Freistellung/Urlaub in Anspruch nehmen konnten. Die Verwaltung empfiehlt dies auch künftig 
bei zu behalten. 
 
Die vorliegende Fassung lag dem Elternrat der Kindertageseinrichtung „Am Lustgarten 24- 
26“  in Grevesmühlen am 09. April 2010 vor. 
 
Die Verwaltung empfiehlt der Stadtvertretung die Satzung der Stadt Grevesmühlen zur 
Kindertagesförderung in der beiliegenden Fassung zu beschließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n: 
 
- Satzung der Stadt Grevesmühlen zur Kindertagesförderung (Benutzungssatzung KITA) 
- Satzung der Stadt Grevesmühlen zur Kindertagesförderung vom 3. Januar 2005 (OZ   
  01/2005)  
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Satzung der Stadt Grevesmühlen  
zur Kindertagesförderung 

    (Benutzungssatzung KITA) 
vom ……………2010 

 
 
Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 2004 
(GVOBl. M-V S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2009 (GVOBl. M-V S. 687,719) geändert worden ist, sowie der §§ 17 bis 
21 des Kindertagesförderungsgesetzes (KiföG M-V) vom 1. April 2004 (GVOBl. M-V 
S. 146) zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 2008 (GVOBl. M-V S. 295) wird 
nach Beschluss der Stadtvertretung vom  ………     2010 nachfolgende Satzung zur 
Kindertagesförderung erlassen:  
 
 
 
 

Präambel 
Ziele und Aufgaben der Kindertagesförderung 

 
Die Ziele und Aufgaben der Förderung in Kindertageseinrichtungen sind verankert im  
Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiföG M- V). 
  
 
 
  

§ 1 
Träger, Rechtsform, Grundsätze 

 
(1)  Die Stadt Grevesmühlen unterhält folgende öffentlich-rechtliche 

Kindertageseinrichtung:  
 

Kindertageseinrichtung „Am Lustgarten“, Am Lustgarten 24 – 26, in 23936 
Grevesmühlen. 

  
(2)  In der Kinderkrippe werden Kinder ab dem 3. Monat bis zum Beginn des 

Monats, indem sie das dritte Lebensjahr vollenden, gefördert.  
 
(3)  Im Kindergarten werden Kinder vom Beginn des Monats, indem sie das dritte  

Lebensjahr vollenden, bis zum Schuleintritt gefördert.  
 
(4)  Im Hort werden Kinder vom Schuleintritt bis zum Ende der Grundschule 

gefördert.  
 
 (5)  Eine Förderung von Tagespflegeverhältnissen erfolgt durch die Stadt  

Grevesmühlen nach § 6 KiföG M-V  i.V.m.  § 3 Abschnitt D der Richtlinien des  
Landkreises Nordwestmecklenburgs zur Ausgestaltung des KiföG M- V.  
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 (6)  Eine stundenweise Betreuung ist in der Kinderkrippe, im Kindergarten und 
 im Hort als Gastkind möglich. Über die Bewilligung einer stundenweisen 
 Betreuung entscheidet die Leiterin entsprechend den vorhandenen Platz-
 kapazitäten und personellen Möglichkeiten. 
  
 (7) Für die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtung werden mittels  

Bescheid Gebühren entsprechend der jeweils geltenden Gebührensatzung  
erhoben.  

 
(8)  Es gilt die erlassene Hausordnung für die Einrichtung.  
 
   
 
 

§ 2 
Aufnahme des Kindes 

  
(1)  Bei Bestätigung des objektiven Bedarfes durch den Landkreis Nordwest- 

mecklenburg können Personensorgeberechtigte bei der Stadt Grevesmühlen 
eine Betreuung in der städtischen Kindertageseinrichtung beantragen. Im 
Rahmen der Platzkapazität der Einrichtung wird eine Betreuungsvereinbarung 
geschlossen, die den Beginn der Betreuung und die tägliche 
Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes festlegt.  

 
 (2)  Die Aufnahme des Kindes erfolgt in der Regel zum 1. des Monats.  
 
 (3)  Die Personensorgeberechtigten müssen vor Aufnahme des Kindes  

grundsätzlich beibringen:  
 

- den Bescheid bzw. Änderungsbescheid des Landkreises Nordwest- 
mecklenburgs auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertageseinrichtung,  

 
- die von ihnen unterzeichnete Betreuungsvereinbarung,  

 
- eine ärztliche Bescheinigung (nicht älter als eine Woche) über die  

gesundheitliche Eignung des Kindes zum Besuch einer Kindertages- 
einrichtung, einschließlich des Nachweises über den Erhalt der letzten  
Impfung,  

 
- die Bestätigung der zuständigen Gemeinde, in der das Kind seinen  

gewöhnlichen Aufenthalt hat, über die anteilige finanzielle Beteiligung an den 
Kosten des Betreuungsplatzes der betreffenden Kindertageseinrichtung,  

 
 (4)  Zur Wiederaufnahme des Kindes nach Erkrankung ist grundsätzlich  
 eine ärztliche Bescheinigung erforderlich.  Besondere, beim Kind oder in der 
 Familie, auftretende ansteckende Krankheiten sind der Kindertageseinrichtung 
 sofort zu melden.  
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§ 3 
Änderung und Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1)  Änderungen bzw. Abmeldungen erfolgen in schriftlicher Form.  
  
(2)  Die Personensorgeberechtigten können unter Einhaltung einer Frist von einem  

Monat zum Monatsende die Änderung oder die Aufhebung der  
Betreuungsvereinbarung beantragen. Abweichungen sind nur bei zeitgleicher 
Neubelegung des Platzes möglich.  

  
(3)  Die Stadt Grevesmühlen kann die Betreuungsvereinbarung aus besonderen  

Gründen ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn:  
 
  a.)   die Personensorgeberechtigten trotz schriftlicher Mahnung ihre fälligen  

  Elternbeiträge nicht entrichten, bzw. ein Rückstand in Höhe des  
  zweifachen Monatsgebührensatzes besteht;  

b.)   das Kind wiederholt nicht pünktlich abgeholt wird;  
c.)   das Kind spezieller Hilfe bedarf, die die Kindertageseinrichtung trotz  

  erheblicher Bemühungen fachlich nicht leisten kann;  
d.)   wenn das Kind mit Ungeziefer behaftet ist und dieser Zustand trotz  

  Hinweise und Hilfe der Einrichtung wegen mangelnder Mitarbeit der  
  Personensorgeberechtigten nicht beseitigt wird;  

e.)   wenn die Verpflegung des Kindes während des Kitabesuches  
 durch die Personensorgeberechtigten nicht gesichert wird;  

f.)   die Regelungen dieser Satzung grob verletzt werden.  
 
  

 
§ 4 

Öffnungs- und Betreuungszeiten 
 
 (1)  Die Kindertageseinrichtung der Stadt Grevesmühlen ist, außer an  

gesetzlichen Feiertagen und verfügten Betriebsferien, montags bis freitags 
geöffnet:  

 
  Kindertageseinrichtung „Am Lustgarten 24 - 26“  

Krippe und Kindergarten:     von   6.30  bis  16.30 Uhr.  
Hort :    vor Unterrichtsbeginn: von   6.30 bis   7.30 Uhr  

nach Unterrichtsschluss:  von 10.30 bis 16.30 Uhr           
    sowie    von 12.00 bis 18.00 Uhr 
   

Spätbetreuung Krippe, Kindergarten, Hort von 16.30 bis 18.00 Uhr 
gruppenübergreifend im Haus 3 (Nr. 26) 

 
Hort in Ferien/an unterrichtsfreien Tagen:  

Ganztagsbetreuung:  von   7.30 bis 13.30 Uhr  
Teilzeitbetreuung:   von   7.30 bis 11.30 Uhr 

     



 4 

Bei Mehrbedarf ab 11.30 bzw. 13.30 Uhr kann eine 
Betreuung bis 18.00 Uhr angeboten werden. 

  
Für den Mehrbedarf nach § 5 (3) KiföG M- V ist von den 
Personensorgeberechtigten eine zusätzlich Gebühr entsprechend der 
geltenden Gebührensatzung zu entrichten. Diese wird mittels Bescheid 
erhoben.  

 
(2)  Veränderungen der Öffnungszeit legt der Träger, unter Einbeziehung des  

Elternrates, nach bestehendem Bedarf fest.  
 

(3)  Jeweils die ersten drei Wochen in den Sommerferien eines Jahres 
(Betriebsferien nur für Krippe und Kindergarten) und vom 24. Dezember bis 
zum 31. Dezember eines Jahres ist die Kindertageseinrichtung geschlossen. 
In den Betriebsferien kann eine Bedarfsgruppe für die Betreuung von Krippen- 
und Kindergartenkindern eingerichtet werden. Die Einrichtung kann in 
Abstimmung mit dem Elternrat auch an so genannten Brückentagen 
geschlossen werden.  
Die Schließzeiten der Einrichtung werden mindestens acht Wochen vorher 
bekannt gegeben.  

 
(5)  Die Betreuung in der Kindertageseinrichtung richtet sich nach den §§ 4 und  

5 des KiföG M-V.  
 

 
 

§ 5 
Gastkinder 

 
(1) Gastkinder, sind Besucherkinder, die die Einrichtung stundenweise 

besuchen können, wenn es die Situation hinsichtlich der Platz- und 
Personalauslastung der Einrichtung erlaubt. 

 
(2) Für Gastkinder ist eine vereinfachte und befristete Betreuungsvereinbarung 

abzuschließen. 
 
 
 
 

§ 6 
Aufsicht 

 
(1)  Die Aufsichtspflicht der Kindertageseinrichtung beginnt mit der Übergabe des  

Kindes an die Erzieher und endet mit der Übernahme des Kindes durch die  
Personensorgeberechtigten oder einen Bevollmächtigten. Besucht das Kind  
selbständig die Kindertageseinrichtung, beginnt die Aufsichtspflicht beim  
Begrüßen des Kindes durch die Erzieher und endet beim Verabschieden von  
den Erziehern.  

 
 (2)  Die Aufsicht auf dem Weg von und zur Kindertageseinrichtung obliegt den  

Personensorgeberechtigten. Das Kind darf den Heimweg nur dann allein  
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antreten, wenn die Personensorgeberechtigten darüber eine schriftliche  
Erklärung bei der Leitung der Einrichtung abgegeben haben.  

 
 (3)  Soll das Kind von einer anderen beauftragten Person abgeholt werden, muss  

in der Kindertageseinrichtung eine Vollmacht für diese Person schriftlich  
vorgelegt werden.  
 

 (4)  Während des Aufenthaltes in der Kindertageseinrichtung sind die Kinder im  
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen unfallversichert. Dies gilt für die  
Hortkinder auch auf dem direkten Weg von und zur Kindertageseinrichtung.  

 
 (5)  Zur Sicherstellung einer kurzfristigen Kontaktaufnahme bei unvorhersehbaren  

Gegebenheiten mit den Personensorgeberechtigten ist jede Änderung  
(Anschrift, Telefon usw.) der Kindertageseinrichtung unverzüglich mitzuteilen. 
Für Schäden, die in Folge einer unterlassenen Mitteilung entstehen, haftet die 
Stadt nicht.  

 
 
  

 
§ 7 

In-Kraft-Treten 
 
   Diese Satzung tritt am …… 2010 in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Grevesmühlen zur Kindertages-
förderung vom 3. Januar 2005 außer Kraft. 

 
  
  
 
  
Grevesmühlen, den   …………. 2010  
  
  
 
 
 
 
Jürgen Ditz  
Bürgermeister        (Dienstsiegel)  







 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Ordnungsamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-027 
öffentlich 
 
21.04.2010 
Herr Welzer 

Neufassung der Gebührensatzung zur Unterbringung der 
Obdachlosen der Verwaltungsgemeinschaft Grevesmühlen 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

11.05.2010 Kultur- und Sozialausschuss 
17.05.2010 Finanzausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtvertretung beschließt die Neufassung der Gebührensatzung zur Unterbringung der 
Obdachlosen der Verwaltungsgemeinschaft Grevesmühlen. 
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Sachverhalt:  
Die alte Satzung zur Unterbringung der Obdachlosen enthält noch nicht kalkulierte Gebühren 
zur Unterbringung der Obdachlosen. 
Nach dem Abriss der Baracke und der Neuanschaffung von Container zur Unterbringung der 
Obdachlosen war die Notwendigkeit gegeben, die Unterkunftsgebühren neu festzusetzen. 
Die Gebühren für die Unterbringung der Obdachlosen wurden neu kalkuliert, die Kalkulation 
ist Bestandteil der Satzung als Anlage.  
 
 
 
 
 
 











 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Finanzen 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-029 
öffentlich 
 
27.04.2010 
Lenschow, Kristine 

Abschluss eines Leasingvertrages für eine Kehrmaschine 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

17.05.2010 Finanzausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beauftragt den Bürgermeister, zur Finanzierung einer Kehrmaschine 
einen kündbaren Leasingvertrag mit der GEFA-Leasing, Hamburg abzuschließen und 
genehmigt die Eilentscheidung des Bürgermeisters vom 08.04.2010.  
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Sachverhalt:  
Im März 2005 hat die Stadt Grevesmühlen mit der GEFA-Leasing GmbH einen kündbaren 
Leasingvertrag für ein Bucher-Schörling Kehrfahrzeug Typ „CityCat 2020 XL“ 
abgeschlossen. Leasingbeginn war Mai 2005. Die aktuelle Jahresrate beträgt 16.964,64 
Euro brutto. Das Fahrzeug ist im Rahmen der Straßenreinigung durch den Bauhof nahezu 
täglich im Einsatz. Da nach nunmehr 5 Jahren die Reparaturanfälligkeit der Maschine steigt, 
hat die Bauhofleiterin ein neues Kehrfahrzeug ausgeschrieben. Unter 3 Angeboten fiel die 
Entscheidung auf das kostengünstigste Angebot der Fa. Bucher Schörling für ein 
Kehrfahrzeug Typ „CityCat 2020 XL“. Somit wird es auch möglich, vorhandene Zusatzgeräte 
weiter zu nutzen. Der Anschaffungspreis beträgt 97.315,82 Euro brutto.  
 
Nachdem die erste Angebotseinholung zur Leasingfinanzierung kein befriedigendes 
Ergebnis brachte, wurde die Ausschreibung am 20.04.2010 wiederholt und mit zwei 
Varianten (siehe Anlage) untersetzt.  
 
Im  Ergebnis bietet die GEFA-Leasing die besten Konditionen. Empfohlen wird seitens der 
Kämmerei ein kündbarer Teilamortisationsvertrag, da dieser zum 60. Monat gekündigt 
werden kann, aber nicht muss. Zudem bietet er die sicherste Kalkulationsgrundlage für die 
Straßenreinigungsgebühren, deren Neukalkulation ohnehin ansteht. Gegenüber einer 
Kreditfinanzierung bietet die Variante zudem den Vorteil, dass die Stadt sich bei steigenden 
Reparaturaufwendungen unkomplizierter von dem Fahrzeug trennen kann und sich nicht 
selbst um eine Verwertung kümmern muss. Außerdem ist keine Kreditgenehmigung der 
unteren Rechtsaufsichtsbehörde erforderlich. Zum Barkauf fehlt der Stadt die Liquidität. 
 
Die jährliche Leasingrate liegt mit 16.731,40 Euro brutto noch unter der bisherigen Rate. 
Nach einer Bonusregelung aus dem Altvertrag bei Abschluss des Leasingvertrages mit der 
GEFA wird ein die Abschlusszahlung übersteigender Verwertungserlös zudem auf die neue 
Leasingrate angerechnet. Die Finanzierung ist über den Haushalt der Stadt Grevesmühlen 
für das Jahr 2010 abgesichert. 
 
Da die Lieferung erst 12-14 Wochen nach Absendung der Auftragsbestätigung und 
Abklärung aller technischen Fragen erfolgt und die nächste Hauptausschusssitzung erst am 
01.06.2010 stattfindet, hat der Bürgermeister am 08.04.2010 von seinem Recht der 
Eilentscheidung Gebrauch gemacht, um höhere Reparaturkosten von der Stadt abzuwenden 
und den Auftrag für die Anschaffung einer neuen Kehrmaschine erteilt. Das 
Leasingunternehmen wird vor Auslieferung des Leasingobjektes in den Kaufvertrag 
eintreten. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Produktsachkonto 114 02 – 5622:  
2010: Ansatz 17.000 €, verfügt: 5.654,88 €, verfügbar: 11.345,12 €, benötigt: 8.365,70 € abzüglich 
Bonus 
2011-2015: je 16.731,40 € Leasingrate jährlich 
2016: Leasingrate anteilig 8.365,70 €, Abschlusszahlung 24.328,96 € abzüglich Anrechnung 
Verwertungserlös oder sinkende Abschlusszahlung in den Folgejahren bei Weiterführung 
Leasingvertrag 

 
 
Anlage/n: 
Auswertung Leasingabfrage 
Angebot/Vertragsentwurf 
Eilbeschluss vom 08.04.2010 
 
 



















 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Informationsvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Finanzen 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-030 
öffentlich 
 
03.05.2010 
Lenschow, Kristine 

Information zur Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes für 
die Stadt Grevesmühlen 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

17.05.2010 Finanzausschuss 
20.05.2010 Rechnungsprüfungsausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 
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Sachverhalt:  
Die Stadtvertretung hat in ihrer Sitzung am 22.03.2010 die Haushaltssatzung und den 
Haushaltsplan 2010 beschlossen.  Im Planjahr 2010 wird ein Jahresfehlbetrag von -
2.664.100 Euro ausgewiesen. Das negative Ergebnis ist nicht ausschließlich aus den 
Aufwendungen für Abschreibungen zurückzuführen. Bereits mit der Haushaltsdiskussion in 
den Ausschüssen und der Stadtvertretung wurde deutlich, dass ein 
Haushaltssicherungskonzept zu erstellen ist. Es wurde sich darüber verständigt, dieses nach 
Beschluss des Haushaltes aufzustellen. 
 
Die untere Rechtsaufsichtsbehörde hat in Ihrer Genehmigung vom 08.04.2010 zur 
Haushaltssatzung der Stadt Grevesmühlen für das Haushaltsjahr 2010 die Vorlage eines 
Haushaltssicherungskonzeptes zum 01.06.2010 erbeten. Seitens der Kämmerei wurde um 
Fristverlängerung gebeten. 
 
Das Haushaltssicherungskonzept befindet sich derzeitig in der Vorbereitung. Seitens der 
Verwaltung wird zunächst eine  umfangreiche Haushaltsanalyse vorgenommen um die 
Bereiche mit den größten Potentialen zu ermitteln, der dann eine Produktanalyse folgt. 
Insbesondere werden die demografische Entwicklung, sämtliche Ertragsarten bzw. 
Einzahlungsarten sowie die Aufwandsarten/Auszahlungsarten unter die Lupe genommen 
werden. Hieraus werden anschließend gemeinsam mit der Stadtvertretung der 
Maßnahmenkatalog und der Umsetzungsplan entwickelt.  
 
Ziel des Haushaltssicherungskonzeptes muss es zwar sein, Ergebnis- und Finanzhaushalt 
mittel- bzw. langfristig auszugleichen. Allerdings wird es nur praktikabel sein, hierzu 
Etappenziele zu finanzieren. Priorität sollten die Liquiditätssicherung und damit der Ausgleich 
des Finanzhaushaltes haben.  
 
Angesichts des Umfanges des zu konsolidierenden Defizits und der damit verbundenen 
Analysen und Diskussionen in den Ausschüssen und der Stadtvertretung wird dies nicht in 
einem Sitzungsturnus abzuarbeiten sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Federführender Geschäftsbereich: 
Bauamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-031 
öffentlich 
 
07.05.2010 
Prahler, Lars 

Konzept Badeanstalt Ploggensee 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

17.05.2010 Finanzausschuss 
20.05.2010 Bauausschuss 
25.05.2010 Umweltausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
1. 
Die Stadtvertretung beschließt aufgrund der bestehenden Sicherheitsmängel, wie sie im 
TÜV-Bericht vom … ausgewiesen sind, den Betrieb der Badeanstalt für die Saison 2010 
auszusetzen.  
 
2. 
Die Stadtvertretung beschließt den Rückbau der aus Sicht der erforderlichen 
Sicherheitsstandards und aufgrund Alters nicht mehr geeigneten Anlagenteile der 
Badeanstalt (Steganlagen, Mauerpodest, Absturzsicherungen) sowie das Herrichten des 
Uferbereichs in 2010.  Die entsprechenden planerischen Vorbereitungen sind zu treffen und 
entsprechende bau- und naturschutzrechtliche Genehmigungen einzuholen.  
 
3.  
Die Stadtvertretung beschließt, die im Sachverhalt eingehender beschriebene Variante … 
weiter vorzubereiten.  
 
4.  
Die Gegenfinanzierung der Mehrkosten für den Betrieb der Badeanstalt bzw. Badestelle 
nach Neugestaltung ist wie folgt vorzunehmen ..:  
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Sachverhalt:  
 
Die Stadtvertretung hat mit Beschluss vom 14.12.2009 Nr. VO/12SV/2009-090 festgelegt, 
dass das Areal der Badeanstalt aus dem bisherigen Erbpachtverhältnis mit dem bisherigen 
Betreibern heraus gelöst wird und mit Beschluss Nr. VO/12SV/2009-091 im Rahmen eines 
Bieterverfahrens eine langfristige Neuverpachtung angestrengt wird.  
 
Die öffentliche Ausschreibung des Pachtvertrages erfolgte zu Beginn dieses Jahres, wurde 
letztlich aber ohne Vergabe eines Pachtvertrages abgeschlossen. (sh. Beschluss Nr. 
VO/12SV/2010-025).  In diesem Zusammenhang wurde die Verwaltung zugleich 
aufgefordert, ein Konzept vorzulegen, mit dem Ziel, ein Konzept für den Erhalt der 
Badeanstalt zeitnah vorzulegen.  
 
Daher hat die Verwaltung am 01.04.2010 eine Güteprüfung durch den TÜV Nord 
durchführen lassen, da die sicherheitsrelevanten Anforderungen an die Badeanstalt zu 
prüfen waren. Dabei erfolgte eine Begutachtung der bestehenden Anlagen, die in Anlage … 
dokumentiert ist (lag bei Redaktionsschluss noch nicht schriftlich vor!). Demnach sind 
insbesondere die Steganlagen, die Sprungkombination und das Podest und dessen 
Absturzsicherung mit erheblichen Sicherheitsmängeln behaftet.  
 
Da diese Anlagen zudem alterbedingten Verschleiß aufweisen, wird von einer 
Wiederherrichtung seitens der Verwaltung aufgrund des erforderlichen Kostenaufwandes 
dringend abgeraten.  
 
Alternativ zur schnellst möglichen Wiederinbetriebnahme müsste also der Abriss der 
Anlagenteile erfolgen. Dieser wurde von dem eingeschalteten Planungsteam vorbereitet und 
dabei nach Rücksprache mit dem Landkreis festgestellt, dass insbesondere aufgrund der 
naturschutzrechtlichen Belange ein Baugenehmigungsverfahren inklusive Biotop- und 
faunistischer Kartierung hierfür erforderlich würde.  
 
Diese Vorleistungen sowie das Genehmigungsverfahren selbst sind zeitlich nicht so 
gestalten, dass die Abbrucharbeiten noch bis zu den Sommerferien durchgeführt werden. 
Auch sind Brutzeiten von Wasservögeln zu beachten, die sich bis zum Juni eines Jahres 
erstrecken.  
 
Darüber hinaus sind keine Mittel in 2010 für den zu erwartenden Kostenumfang der 
Abbruchsarbeiten i.H.v. 50.000 € im HHP 2010 vorgesehen, da ja ursprünglich eine 
Verpachtung des Areals an Dritte vorgesehen war. Eine Kostentragung im Rahmen des 
Produktes 11401 im Rahmen der Budgetverantwortung ist möglich, ergibt eine Reduzierung 
der umsetzbaren Maßnahmen an Objekten dieses Produktes (z.B. Rathaus, Vereinshaus 
Wotenitz).  
 
In den beiliegenden Betriebsfolgekostenberechnungen  sind im wesentlichen zwei Varianten 
gegenüber gestellt. Variante 1 geht von dem Ausbau zu einer Badeanstalt aus, Variante 2 
beschränkt sich im wesentlichen auf die Vorhaltung einer öffentlich zugänglichen Badestelle. 
Hierbei wurden auch Ansätze für eine zeitweilige Bewachung und Mehrkosten für das 
Errichten einer einfachen Steganlage ausgewiesen.  
 
 
Variante I: Badeanstalt  
 
Die neugestaltete Badeanstalt sollte indes den Anforderungen an den Schulsport genügen 
und eine hohe Attraktivität aufweisen, damit überhaupt Interesse an der Badeanstalt bei den 
potenziellen Nutzern geweckt werden kann. Darüber hinaus sollte die Badeanstalt dem 
Standort gerecht gestaltet werden. Zudem sollte die Badeanstalt bewacht sein, um 
Unfallrisiken zu vermeiden.  
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Hierzu erfolgte die Erarbeitung eines Grobkonzepts, das im Bauausschuss am 20.05.2010 
vorgestellt wird, und das einen Kostenumfang von 425.000 € (inkl. 1. Bauabschnitt: Abriss) 
aufweist.  
 
Es beinhaltet eine neue Steganlage und eine Sprunganlage sowie diverse Einrichtungen, die 
insbesondere für den Schulsport unerlässlich sind. Darüber hinaus sind weitere 
Spielbereiche und -geräte ausgewiesen (sh. Anlage). Es wird jedoch weitgehend auf 
Umkleiden und größere Sanitäreinrichtungen mit Duschbereichen verzichtet.  
 
In der beiliegenden Betriebsfolgekostenberechnung ist dargelegt, das hieraus unter 
Berücksichtigung der Abschreibung und der Betriebskosten jährliche Kosten von ca. 55.500 
€/anno zu erwarten sind. Die Einnahmen, die diesem gegenüber zu stellen sind, betragen 
18.500 €/anno, wobei von 2.000 Gästen pro Saison ausgegangen wird.  
 
Es ergebe sich also ein voraussichtlicher jährlicher Zuschussbedarf i.H.v. 37.000 €/anno. 
Wenn keine Fördermittel für die baulichen Maßnahmen akquiriert werden können, erhöht 
sich dieser Zuschussbedarf auf ca. 49.500 €/anno.  
 
 
Variante II: Badestelle:  
 
Dem gegenüber gestellt wurde eine Variante, bei der davon ausgegangen wird, dass die 
Badeanstalt zu einer einfachen, frei zugänglichen Badestelle umgebaut wird. In der 
Grundvariante erfolgt keine Bewachung, es ist auch keine Steganlage vorgesehen. Bis auf 
weiteres werden die bestehenden Sanitäreinrichtungen weiterhin genutzt, aber hierfür kein 
zukünftiger Ersatz vorgesehen.  
 
Der Schulsport wäre somit in diesem Areal nicht mehr möglich. Es müsste daher ein 
anderweitiges Angebot im Umfeld genutzt werden. Nach ersten Preisabfragen kämen im 
Rahmen unserer Schulträgerschaft Mehrkosten von 10 T€/anno hinzu. Die Abläufe im 
Schulbetrieb sind bei dieser Variante zudem durch längere Anfahrtswege beeinträchtigt.  
 
Bei dieser Variante II ergibt sich somit ein Zuschussbedarf für den kommunalen Haushalt 
i.H.v.  16.000 €/anno. Bei einer Bewachung würden weitere 6 T€/anno zu berücksichtigen 
sein und eine einfache Steganlage würde darüber hinaus 6 T€/anno Kosten erzeugen, die 
nur teilweise Fördermittel ausgeglichen werden können.  
 
Für beide Varianten besteht grundsätzlich die Möglichkeit, Fördermittel einzuwerben. Hierzu 
ist die weitere Ausarbeitung der Projektskizze erforderlich und die Kontaktaufnahme zu pot. 
Fördermittelgebern (LEADER, Dorferneuerung).  
 
Auch bei Einwerbung von Fördermitteln steht aber außer Frage, dass ein Defizit bei einem 
Betrieb der Badeanstalt in Eigenregie zu erwarten sein wird und/oder bei einer Verpachtung 
keine nennenswerte Refinanzierung durch Pachteinnahmen erreicht werden kann.  
 
Insofern sei ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich um freiwillige Leistungen handelt 
und diese nur bei einer Gegenfinanzierung in mindestens gleicher Höhe möglich ist.  
 
Die Gegenfinanzierung wird im Finanzausschuss diskutiert und in der weiteren 
Beschlussfolge ergänzt.  
 
Mit der Beschlussfassung wird nicht die spätere Betriebsform der Badeanstalt festgelegt. 
Vielmehr ist denkbar und auch wünschenswert, im Zuge der Neugestaltung der Badeanstalt 
nochmals eine Verpachtung an Dritte anzustrengen. Es ist aber nahezu auszuschließen, 
dass damit Einnahmen für den kommunalen Haushalt zu erzielen sind. Eher ist zu erwarten, 
dass zumindest umfangreichere Neuanschaffungen wiederum in Zukunft von der Stadt zu 
tätigen sein werden und hierfür Abschreibungen im Haushalt vorzusehen sind.  
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Anlagen: 
 
- Anlage 1: Betriebsfolgekostenberechnung Variante 1: "Umbau zur Badeanstalt" 
- Anlage 2: Betriebsfolgekostenberechnung Variante 2: "Rückbau zur Badestelle" 
 
 



Anmeldung von Investitionen und Betriebsfolgekostenberechnung 

Grevesmühlen GKZ 12

Variante 1: "Umbau zur Badeanstalt"
erstellt für … Haushaltsplan 

HH-Jahr 2010

Bezeichnung der Maßnahme Badeanstalt "Ploggensee

Teilhaushalt 1 bisher, neues Produkt zukünftig erforderlich 

Produkt 11401 bisher, neues Produkt zukünftig erforderlich 

Projekt

1. Kurzbeschreibung 

2. Investitionskosten Gesamt Vorjahre 2010 2011 2012 2013 2014

1. Umfassende Modernisierung 425.000,00 € 20.000,00 € 50.000,00 € 250.000,00 € 105.000,00 €

Summe 425.000,00 € 0,00 € 20.000,00 € 50.000,00 € 250.000,00 € 105.000,00 € 0,00 €

3. Finanzierungsanteile Gesamt Vorjahre 2010 2011 2012 2013 2014

1. Mittel aus dem Fischereifonds 250.000,00 € 150.000,00 € 100.000,00 €

Eigenanteil 175.000,00 € 0,00 € 20.000,00 € 50.000,00 € 100.000,00 € 5.000,00 € 0,00 €

4. Betriebsfolgekosten nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Baul. Unterhaltung 5.000,00 0,00 5.000,00

2. Strom 1.800,00 0,00 1.800,00

3. Fernwärme/Gas/Öl/Pellets 2.000,00 0,00 2.000,00

4. Wasser/Abwasser 1.000,00 0,00 1.000,00

5. sonst. Bewirtschaftungskosten 2.000,00 0,00 2.000,00

6. interne Leistungen (Bauhof) 5.000,00 0,00 5.000,00

7. Kosten der Überwachung des Badebetriebs 17.500,00 17.500,00

8. Abschreibungen 21.250,00 0,00 21.250,00

0,00

Summe 55.550,00 0,00 55.550,00

5. Einnahmen aus lfd. Betrieb nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Eintrittsgelder 3.000,00 0,00 3.000,00

2. Mieteinnahmen Dritter 1.500,00 0,00 1.500,00

3. Gebühren/Einbmalmietzahlungen 1.000,00 1.000,00 Einnahmen aus Schulsport anderer Schulträger 

4. Einnahmen aus interne Leistungsverrechn. 0,00

5. Kostenerstattungen Dritter 0,00

6. sonst. Bewirtschaftungseinnahmen 500,00 500,00 Sondereinnahmen durch Fremdvermietung 

7. Auflösung der Sonderposten 12.500,00 12.500,00

0,00

Summe 18.500,00 0,00 18.500,00

6. laufendes Ergebnis nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Badeanstalt (mit Fördermittel) -37.050,00 0,00 -37.050,00

2. Badeanstalt (ohne Förderung) -49.550,00 0,00 -49.550,00

Hr. Prahler; 17.05.2010 Hr. Prahler; 17.05.2010
Sachbearbeiter/Datum Produktverantwortlicher/Datum

Die nachfolgende Kostenkalkulation geht von einem Abriss sämtlicher, sicherheitsbedenklicher Einrichtungen , einer umfassenden 
Neugestaltung des Areals und der Neuerrichtung eines Steges aus, der für den Schulsport geeignet ist. Darüber hinaus sollen Spielgeräte 
zur Attraktivität der Badeanstalt beitragen. Für den Schulsport und auch weiteren Betrieb der Badeanstalt sind darüber hinaus einfache 
Umkleidemöglichkeiten und Einrichtungen für den Schwimmsport erforderlich. Die Bewachung der Badestelle wird durch einen 
hauptamtlichen Bademeister zu gewährleisten sein. Es handelt sich um gegen Eintritt zugängliche Badeanstalt. Damit wäre von der Stadt als 
Schulträger der Schwimmsport über diese Anlage abgesichert. 

z.B. durch Vermietung Kiosk (5 Mon. A 300 €)

Personalkosten eines Bademeisters f. 5 Mon. Inkl. Vertretung

Abschätzung 

Angaben in €/anno; geschätzt 

Abschätzung (Ansatz SP Grüner Ring: ca. 1.700 €)

Abschätzung (Ansatz SP Sportlheim:  5.600 €)

Schätzung 80 Tage und 25 Gäste im Durchschn.; 1,50 €

bei Annahme, dass 250 T€ FM fließen. 

bei Annahme, dass keine FM ausgereicht werden. 

Die Badeanstalt "Ploggensee" befindet sich seit mehreren Jahren in einem schlechten Zustand, der auch tw. aus sicherheitsrelevanten 
Aspekten heraus dringenden Handlungsbedarf aufweist. Die Anlagen sind vorwiegend aus den 70er Jahren, umfassende Modernisierungen 
sind seitdem nicht durchgeführt worden. Zudem fehlt es an Umkleidemöglichkeiten, ausreichenden Sanitäreinrichtungen sowie attraktiver 
Freianlagengestaltung und Spielgeräten, die eine Nutzung gegen Eintritt rechtfertigen würden. 

Durchschnittliche Abschreibungsdauer v. 20 J. 

Angaben in €/anno; geschätzt 

Abschätzung (Ansatz SP Sportlerheim T.: 8.000 €)

TÜV-Kontrollen, Qualitätssicherung   

Abschätzung (Bürgerwiese: 16.600 €)



Anmeldung von Investitionen und Betriebsfolgekostenberechnung 

Grevesmühlen GKZ 12

Variante 2: "Rückbau zur Badestelle"
erstellt für … Haushaltsplan 

HH-Jahr 2010

Bezeichnung der Maßnahme Badeanstalt "Ploggensee

Teilhaushalt 1 bisher, neues Produkt zukünftig erforderlich 
Produkt 11401 bisher, neues Produkt zukünftig erforderlich 
Projekt

1. Kurzbeschreibung 

2. Investitionskosten Gesamt Vorjahre 2010 2011 2012 2013 2014

1. Rückbauarbeiten 50.000,00 € 50.000,00 €

2. Steganlage (nur nachrichtlich!) 70.000,00 € 70.000,00 € nur nachrichtlich!

Summe 50.000,00 € 0,00 € 50.000,00 € 70.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

3. Finanzierungsanteile Gesamt Vorjahre 2010 2011 2012 2013 2014

2. Fördermittel für den Steg 50.000,00 € 0,00 € 50.000,00 € nur nachrichtlich!

Eigenanteil 0,00 € 0,00 € 50.000,00 € 20.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

4. Betriebsfolgekosten nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Baul. Unterhaltung 500,00 0,00 500,00

2. Strom 500,00 0,00 500,00

3. Fernwärme/Gas/Öl/Pellets 0,00 0,00 0,00

4. Wasser/Abwasser 1.000,00 0,00 1.000,00

5. sonst. Bewirtschaftungskosten 1.000,00 1.000,00

6. interne Leistungen (Bauhof) 3.000,00 0,00 3.000,00

7. Kosten der Überwachung des Badebetriebs 6.000,00 6.000,00

8. Abschreibungen 2.000,00 0,00 2.000,00

       und mit Steg 6.000,00 6.000,00 nur nachrichtlich, 20 J. Abschreibungsdauer

9. Mehrkosten Schulsport 10.000,00 10.000,00

Summe 18.000,00 0,00 18.000,00

5. Einnahmen aus lfd. Betrieb nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Eintrittsgelder 0,00 0,00 0,00

1. Mieteinnahmen Dritter 1.500,00 0,00 1.500,00

2. Gebühren/Einmalmietzahlungen 0,00 0,00 Einnahmen aus Schulsport anderer Schulträger 

3. Einnahmen aus interne Leistungsverrechn. 0,00

4. Kostenerstattungen Dritter 0,00

5. sonst. Bewirtschaftungseinnahmen 500,00 500,00 Sondereinnahmen durch Fremdvermietung (Strandpartys, Events)

6. Auflösung der Sonderposten 2.500,00 2.500,00

0,00

Summe 2.000,00 0,00 2.000,00

6. laufendes Ergebnis nach Invest. vor Invest. Differenz Kommentar €/anno

1. Badestelle, unbewacht, kein Steg -16.000,00 0,00 -16.000,00

2. Badestelle, bewacht, kein Steg -22.000,00 0,00 -22.000,00

3. Badestelle, bewacht, Steg -25.500,00 -25.500,00

Hr. Prahler; 17.05.2010 Hr. Prahler; 17.05.2010
Sachbearbeiter/Datum Produktverantwortlicher/Datum

Die nachfolgende Kostenkalkulation geht von einem Abriss sämtlicher, sicherheitsbedenklicher Einrichtungen aus, ggf. Neuerrichtung eines 
einfachen Steges, der aber nicht für den Schulsport geeignet ist. (Kosten hierfür nur nachrichtlich in der Kalk.!)Eine Bewachung der 
Badestelle ist nur fakulativ vorgsehen und Form einer Bereitstellung von Rettungsschwimmern von entspr. Trägern gegen 
Aufwandsentschädigung (nicht in Kalk. enthalten!). Es handelt sich um eine öffentliche zugängliche, öffentliche Badestelle, die also nicht 
bewacht sein wird. Damit wäre von der Stadt als Schulträger der Schwimmsport über diese Anlage nicht abgesichert und es sind daher in 
der Vergleichsbetrachtung auch die Mehrkosten für den Schülertransport in Badeanstalten im Umland  darzustellen. 

z.B. durch Vermietung Kiosk (5 Mon. A 300 €)

Fördermittel für Steg, nur nachrichtlich

ca. 6 T€; 70 €/Tag bei 80 Tagen Betrieb, nur nachrichtlich 

Abschätzung 

Angaben in €/anno; geschätzt 

Abschätzung (Ansatz SP Grüner Ring: 1.700 €)

entfällt

kein Eintritt

Die Badeanstalt "Ploggensee" befindet sich seit mehreren Jahren in einem schlechten Zustand, der auch tw. aus sicherheitsrelevanten 
Aspekten heraus dringenden Handlungsbedarf aufweist. Die Anlagen sind vorwiegend aus den 70er Jahren, umfassende Modernisierungen 
sind seitdem nicht durchgeführt worden. Zudem fehlt es an Umkleidemöglichkeiten, ausreichenden Sanitäreinrichtungen sowie attraktiver 
Freianlagengestaltung und Spielgeräten, die eine Nutzung gegen Eintritt rechtfertigen würden. 

Durchschnittliche Abschreibungsdauer v. 25 J. 

Eintrittsgeld Schlutup inkl. Anfahrtskosten 

Angaben in €/anno; geschätzt 

Abschätzung (Ansatz SP Sportlerheim T.: 8.000 €)

TÜV-Kontrollen, Qualitätssicherung   

Abschätzung (Bürgerwiese: 16.600 €)
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Lageplan Abbruch 
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4Funktionskonzept
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5Geplante Badeanstalt
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Schnitt Bestand
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7Strandbad Warin
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8Schema Verankerung Schwimmsteg
Systemskizze
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Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Bauamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-032 
öffentlich 
 
07.05.2010 
 

Beschluss der Ergänzung zum Wärmeliefervertrag für den 
Rathausblock vom 01.04.1998 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

17.05.2010 Finanzausschuss 
20.05.2010 Bauausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtvertretung beschließt die Ergänzung zum Wärmeliefervertrag für den Rathausblock 
vom 01.04.1998. 
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Sachverhalt:  
 
Die Stadtwerke Grevesmühlen planen den Rathausblock ab September 2010 mit Fernwärme 
zu versorgen.  
Die bisherige Heizkesselanlage ist nach Angaben der Stadtwerke technisch abgeschrieben 
und aufgrund der fehlenden Abnehmer (Kamm und Wohnbebauung) überdimensioniert. 
Mit dem Fernwärmeanschluss erfolgt ein Anschluss an das vorhandene Fernwärmesystem 
der Stadtwerke und somit auch anteilig ein Umstieg auf die Abwärme der Biogasanlage. 
Damit wird zukünftig ein erheblicher Anteil des Energieverbrauches des Rathauses CO2 - 
neutral erfolgen. 
 
Die Kosteneinsparungen gegenüber des bisherigen Vertrages betragen nach derzeitigem 
Stand rd. 4.000 €/anno. Dies rechtfertigt, die im Gegenzug eingeräumte  
feste Laufzeit von mind. 10 Jahren. Diese wird zudem erforderlich zur Absicherung der 
Investitionen der Stadtwerke für den Fernwärmeanschluss. 
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Einsparung Stadt in 10 Jahren gegenüber Altvertrag ca. 40.000,-€ 

 
 
Anlage/n: 
 
 
- Gegenüberstellung Vertragsänderungen alter Vertrag/ neuer Vertrag 
- Ergänzung zum Wärmeliefervertrag vom 01.04.1998 
 
 



Vertragsänderung Belieferung Rathausblock ab 01. September 2010

Alte Regelung Neue Regelung Bemerkungen

Nahwärme bis 30.08.10 Fernwärme ab 01.09.10

Normwärmebedarf für Objekt 1 - 5 472 kW Normwärmebedarf für Objekt 1 - 3 232 kW Objekt 4 - Betreutes Wohnen - ist weggefallen

Objekt 5 - Kammbebauung - wurde nicht angeschlossen

Mitteilungsschreiben vor Preisänderung Preismitteilungsschreiben mit informativem Charakter Preisänderung ergibt sich aus Preisgleitklausel;

Lohn und Investgüterindex werden erst Ende Januar für das Vorjahr

veröffentlicht, so dass eine Preismitteilung ab 1.1.d.J. erst ab 

Februar d. J. möglich ist.

Wartung, Inspektion, Instandsetzung der Heizung bis Wartung, Inspektion, Instandsetzung der Heizung bis Einsparung Stadt von 2.622 EUR (3.120 EUR brutto)

zum einzelnen Heizkörper pauschal 5.121,62 EUR. zum einzelnen Heizkörper pauschal 2.500 EUR.

Preis nach fünf Jahren verhandlungsfähig Preis fest vereinbart

Vertrag jährlich kündbar erstmals nach 10 Jahren kündbar, danach Verlängerung um 5 Jahre Der Bau der Fernwärmeleitung bedingt sicheren Wärmeabsatz 

über mindestens 10 Jahre. Laufzeit deshalb wie gesetzlich 

in der AVB Fernwärme vorgesehen.

Individuelle Preisgleitklausel Nahwärme Rathausblock Verwendung Fernwärmepreisgleitklausel der SWG

Arbeitspreis lt. Preisgleitklausel 1.1.10 = 5,34 ct./kWh Arbeitspreis lt. Preisgleitklausel = 4,94 ct/.kWh bei 308.000 kWh Verbrauch Stadt 2009 resultiert daraus eine 

dauerhafte jährliche Einsparung von 1.232 EUR (1.466 EUR brutto)

Grundpreis lt. Preisgleitklausel 1.1.10 = 51,61 EUR/kW/Jahr Grundpreis lt. Preisgleitklausel 1.1.10 = 50,95 EUR/kW/Jahr bei 232 kW Anschlussleistung resultiert daraus eine 

dauerhafte jährliche Einsparung von 153 EUR (182 EUR brutto)

(Alle genannten Preise verstehen sich, sofern nicht anders ausgewiesen, zzgl. MWSt., derzeit 19%) Einsparung Stadt in 10 Jahren gegenüber Altvertrag: 

= rd.  40.070 EUR (47.683 Euro brutto)



 
 
 

Ergänzung  
 

zum Wärmeliefervertrag vom 01.04.1998  
 

zwischen 
 
 
Stadt Grevesmühlen,  
Rathausplatz 1,  
23936 Grevesmühlen 
 
vertreten durch den Bürgermeister Jürgen Ditz 
     
nachstehend auch Stadt genannt - 
 
 
und 
 
 
Stadtwerke Grevesmühlen GmbH,  
Grüner Weg 26,  
23936 Grevesmühlen,  
 
vertreten durch  den Geschäftsführer Heiner Wilms 
 
- nachstehend auch SWG oder Versorger genannt - 
 
 
 
 
 
für die Verbrauchsstelle:  Rathaus, Rathausplatz 1, Grevesmühlen  
(bestehend aus: 
Objekt 1 – Rathaus Altbau 
Objekt 2 – Rotunde/Bibliothek 
Objekt 3 – Rathaus Neubau) 
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Präambel 
 
Die SWG planen, den Rathausblock Grevesmühlen ab September 2010 mit Fernwärme aus den am 
Sitz der SWG vorhandenen technischen Wärmeerzeugungsanlagen zu versorgen. Zu diesem 
Zweck wird eine Fernwärmeleitung in die Innenstadt verlegt.  
Für die Stadt wird dadurch eine dauerhafte Senkung der Wärmekosten realisiert.  
Die im Rathausblock bisher installierten technischen Anlagen der Nahwärmeversorgung bleiben 
bestehen.   
 
Daraus resultieren ab 01.09.2010 folgende Vertragsänderungen: 
 
 
Art. 2 Wärmelieferung, § 1 Lieferumfang, Absatz (1):  
Die Aufstellung der Anschlusswerte wird wie folgt aktualisiert: 
 

(1) Für die Wärmeversorgung wird als Anschlusswert folgender Normwärmebedarf 
vereinbart: 

      Wärmebedarf  Vorlauftemperatur (max/min) 
Objekt 1 – Rathaus Altbau 
Raumheizung     62 kW             70 / 55 °C 
Raumlufttechnische Anlagen   -     /  °C 
Wassererwärmung    -     /  °C 
Sonstige Anlagen für Sonderzwecke -      /  °C 
 
Objekt 2 – Rotunde/Bibliothek 
Raumheizung     35 kW              70 / 55 °C 
Raumlufttechnische Anlagen   -      /  °C 
Wassererwärmung    -      /  °C 
Sonstige Anlagen für Sonderzwecke -     /  °C 
 
Objekt 3 – Rathaus Neubau 
Raumheizung     95 kW              70 / 55 °C 
Raumlufttechnische Anlagen   40 kW    /  °C 
Wassererwärmung    -    /  °C 
Sonstige Anlagen für Sonderzwecke -    /  °C 
 
Summe:     232 kW. 
 

 
Art. 2 Wärmelieferung, § 5 Preisanpassung, Absatz (4):  
Dieser Absatz wird gestrichen. 
 
 
Art. 4 Serviceleistungen, § 2 Preisregelung, Abs. (1) 
wird wie folgt ersetzt: 
 

(1) Der Preis für die erbrachten Serviceleistungen wird wie folgt pauschal vereinbart: 
Objekt 1-3  2.500 EUR netto  

          (2.975 EUR brutto incl. derzeit gültiger Umsatzsteuer von 19%) 
 
 
Art. 4 Serviceleistungen, § 2 Preisregelung, Abs. (3): 
Dieser Absatz wird gestrichen. 
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Art. 6 Weitere Vertragsabreden, § 4 Vertragsdauer/Kündigung, Abs. (2) 
wird wie folgt neu gefasst: 
 

(2) Die Vertragslaufzeit beträgt zunächst 10 Jahre ab dem 01.09.2010. Der Vertrag verlängert 
sich um jeweils weitere 5 Jahre, wenn er nicht 9 Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt wird. 

 
 
 
Die Anlage 1 zum Wärmeliefervertrag wird ersetzt :  
siehe Anlage 
 
 
 
Grevesmühlen, den  
 
______________________   __________________________ 
Stadt Grevesmühlen     Stadtwerke Grevesmühlen GmbH 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 - Preisgleitklauseln 
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Anlage 1 zum Wärmeliefervertrag 
 

Preisgleitklauseln 
 

1. Der Arbeitspreis beträgt am 01.09.2010: 
 

AP =  49,40 EUR/ MWh (netto) 
 
des tatsächlichen Verbrauchs. Er ist nach Punkt 2a) dieser Anlage 1 veränderlich und wird 
vierteljährlich zum 01. Januar, 01. April, 01. Juli und 01. Oktober angepasst. Die erste 
Preisanpassung erfolgt zum 01. Januar 2011.  
Der Kunde erhält vierteljährlich eine informatorische Preismitteilung, die in der Regel mit der 
Fernwärmeabrechnung für den Vormonat versandt wird. Die Preismitteilung zum 01. Januar wird 
erst mit der Fernwärmeabrechnung für Januar versandt. 
 
Der Verbrauch wird anhand von geeichten Wärmemengenzählern ermittelt. Beim Einsatz weiterer 
Messgeräte zur differenzierten Verbrauchserfassung hat der Kunde die dadurch zusätzlich 
entstehenden Kosten zu tragen. 
 
Der Jahresgrundpreis richtet sich nach dem bereitgestellten Normwärmebedarf entsprechend 
Art. 2 Wärmelieferung, § 1 Lieferumfang, Absatz (1) und beträgt am 01.09.2010: 
 
   GP =  50,95 EUR/kW/Jahr (netto)  
 
Er ist nach Punkt 2b) dieser Anlage 1 veränderlich und wird zum 01.01. eines jeden Jahres 
angepasst. Die erste Preisanpassung erfolgt zum 01.01.2011. Eine informatorische Preismitteilung 
erhält die Stadt jährlich, in der Regel mit der Fernwärmeabrechnung für Januar des neuen Jahres. 
 
Der Normwärmebedarf in §1 Absatz 3 kann durch die SWG rückwirkend für das gesamte 
Kalenderjahr angepasst werden, wenn messtechnisch nachgewiesen wird, dass die bereitgestellte 
höchste Wärmeleistung zu niedrig angegeben wurde.  
 
Der Messpreis wird dem Kunden gesondert in Rechnung gestellt. Er richtet sich nach dem jeweils 
gültigen Preisblatt der Wärmeversorgung Grevesmühlen GmbH entsprechend der Zählergröße 
(siehe Anlage). 
 
2. Preisänderungsklauseln: 
 

a) AP = 46,43 + 0,787 (L – 12,04) + 0,755 (HEL – 44,70) + 0,149 (Ie – 103,0) 
 
 In der Änderungsklausel bedeuten: 
 
 AP    =  neuer Arbeitspreis (netto) 
 

 L   = Jahresdurchschnitt des Stundenlohns für Arbeiter und Angestellte des TVÖD für        
Kommunen Ost,   Entgeltgruppe 6, Entwicklungsstufe 5 

        Ausgangsbasis L0 =  12,04 EUR (Stand: 31.12.2005) 
 
 HEL =   Preis für leichtes Heizöl, veröffentlicht vom Statistischen Bundesamt in der Fachserie      

17, Reihe 2, Preise und Preisindizes für gewerbliche Produkte (Erzeugerpreise); Preis 
bei Lieferung in Tankkraftwagen an Verbraucher, 40 bis 50 hl pro Auftrag, einschließlich 
Verbrauchssteuer, frei für Verbraucher, für den Berichtsort Hamburg; Ausgangsbasis: 
HEL0 = 44,70 EUR/hl (Jahresdurchschnitt 2005). 

    
   Referenzperioden für leichtes Heizöl: 
   In den Referenzperioden werden die Referenzwerte für HEL wie folgt festgelegt: 
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   zum 01. Januar: der arithmetische Durchschnitt der Notierungswerte für die Monate Juni 
bis einschließlich November des vorangegangenen Jahres; 

   zum 01. April: der arithmetische Durchschnitt der Notierungswerte für die Monate 
September des vorangegangenen Jahres bis einschließlich Februar des laufenden 
Jahres; 

   zum 01. Juli: der arithmetische Durchschnitt der Notierungswerte für die Monate 
Dezember des vorangegangenen Jahres bis einschließlich Mai des laufenden Jahres; 

   zum 01. Oktober: der arithmetische Durchschnitt der Notierungswerte für die Monate 
März bis einschließlich August des laufenden Jahres; 

 
 Ie    =    Jahresdurchschnitt des Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte        

(Inlandsabsatz),  Erzeugnisse des Investitionsgüterproduzenten aus der Fachserie 17 
des Statistischen Bundesamtes, Reihe 2, Preise und Preisindizes für gewerbliche   
Produkte (Erzeugerpreise), 

       Ausgangsbasis: I0 = 103,0 (Jahresdurchschnitt 2005) 
 
 
b) GP = 49,6 +0,787 (L – 12,04) + 0,149 (Ie – 103,0) 
  
 In der Änderungsklausel bedeuten: 
 
 GP    =   neuer Jahresgrundpreis (netto) 
 

  L   = Jahresdurchschnitt des Stundenlohns für Arbeiter und Angestellte des TVÖD für        
Kommunen Ost,   Entgeltgruppe 6, Entwicklungsstufe 5 

        Ausgangsbasis L0 =  12,04 EUR (Stand: 31.12. 2005) 
 
 Ie    =    Jahresdurchschnitt des Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte        

(Inlandsabsatz),  Erzeugnisse des Investitionsgüterproduzenten aus der Fachserie 17 
des Statistischen Bundesamtes, Reihe 2, Preise und Preisindizes für gewerbliche   
Produkte (Erzeugerpreise), 

      Ausgangsbasis: I0 = 103,0 (Jahresdurchschnitt 2005) 
 
3. Auch bei Nichtanwendung der Preisgleitklauseln gemäß Absatz 2 für einen bestimmten Zeitraum 
bleibt deren Wirksamkeit erhalten. Das Recht der SWG zu deren Anwendung bleibt bestehen. 
 
4. Alle unter Ziffer 1 genannten Nettopreise werden zuzüglich der jeweils geltenden Umsatzsteuer, 
z. Z. 19 % berechnet.  
 
 



 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Federführender Geschäftsbereich: 
Bauamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-033 
öffentlich 
 
07.05.2010 
G. Matschke 

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.33 der 
Stadt Grevesmühlen "Wohnbebauung Karl-Marx-Straße" 
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

20.05.2010 Bauausschuss 
25.05.2010 Umweltausschuss 
01.06.2010 Hauptausschuss 
14.06.2010 Stadtvertretung Grevesmühlen 

 
Beschlussvorschlag: 

1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen billigt die Entwürfe der Planzeichnung 
und der Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 33 
„Wohnbebauung Karl-Marx-Straße“. 

2. Die Entwürfe der Planzeichnung und der Begründung sind für die 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB zu nutzen. 

3. Die Planung ist mit den Nachbargemeinden abzustimmen. 
4. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 

ein Umweltbericht nicht gefertigt wird und eine Ausgleichs- und Ersatzbilanz nicht 
erforderlich wird, weil es sich um ein Verfahren nach § 13a BauGB handelt. 

5. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
nicht innerhalb der öffentlichen Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan nach § 4a Abs. 6 BauGB 
unberücksichtigt bleiben können, wenn die Stadt Grevesmühlen deren Inhalt nicht 
kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

6. Mit der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird mitgeteilt, dass bei 
Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsord-nung  unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend 
gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
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Sachverhalt:  
 
Die Stadt Grevesmühlen stellt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 für das 
Gebiet an der Karl-Marx-Straße auf. 
Für den Bebauungsplan wurde die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit im Verfahren nach § 13a BauGB, 
Verfahren der Innenentwicklung durchgeführt. 
Es ergeben sich:  

- zu berücksichtigende, 
- teilweise zu berücksichtigende, 
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen. 

Die Behandlung der Stellungnahmen ist erfolgt. Für die Behandlung der Stellungnahmen 
liegen eine Kurzzusammenfassung und die tabellarische Auswertung der Stellungnahmen 
vor. Die Planunterlagen wurden in Bezug auf die Planzeichnung und den Text Teil B 
überarbeitet. Nach Auswertung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens ist der Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss zu fassen. Das Verfahren ist durch weitere Verfahrensschritte 
fortzuführen. 
 
 
 
 
Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder der Stadt Grevesmühlen 
 
Leitbild 2:  Grevesmühlen, die wachsende Stadt ! 
 
Projekt 19: Entwicklung des ehemaligen Gewerbestandortes „Diamant“  

zum Wohnstandort 
Priorität: gering 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Sämtliche anfallenden Kosten werden vom Vorhabenträger übernommen. 
 
 
Anlage/n: 
- Tabellarische Auswertung der Stellungnahmen zum Vorentwurf mit Kurzzusammenfassung 
- Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 der Stadt Grevesmühlen  
  „Wohnbebauung Karl-Marx-Straße“ (Planzeichnung und Text-Teil B; Stand: Entwurf Mai 
2010) 
 
 





































































































































































 
 
 
 

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich 
 

Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorlage 
 
 

Federführender Geschäftsbereich: 
Bauamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
Aktenzeichen: 
Datum: 
Verfasser: 

VO/12SV/2010-042 
öffentlich 
 
27.05.2010 
Herpich, Cornelia 

Beschluss einer außerplanmäßigen Ausgabe auf der 
Haushaltsstelle 0397 0000 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung 

01.06.2010 Hauptausschuss 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beschließt eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 30.000 Euro 
für die Maßnahme Ankauf Allgemeines Grundvermögen, Konto 0397 0000 030. 
 
Die Deckung erfolgt aus der Maßnahme  Ankauf Flächen neben dem ehemaligen 
Jugendclub, Konto 0293 0000 036. 
 



Vorlage VO/12SV/2010-042 
 

Seite: 2/2 

 

 
Sachverhalt:  
Der Hauptausschuss hat am 23.02.2010 beschlossen , dass die Stadt Grevesmühlen an der 
Wiederversteigerung für das Flurstück 955/3, Flur 6, Gemarkung Grevesmühlen bis maximal 
zur Höhe des Verkehrswertes von 30.000 Euro teilnimmt, Beschluss-Nr. VO/12SV/2010-017. 
Diese zusätzliche Ausgabe sollte zunächst aus dem Konto 0299 0000 030 - Ankauf allg. 
Grundvermögen - erfolgen. In der Abwicklung musste festgestellt werden, dass dies so nicht 
möglich ist, da das Konto infolge interner Abstimmungsmängel nicht beplant wurde. 
Insofern ist der Beschluss einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 30.000 Euro für 
die Investitionsmaßnahme Ankauf allgemeinen Grundvermögens, Konto (neu) 0397 0000 
030 erforderlich. Die Deckung erfolgt aus der Maßnahme Ankauf Flächen neben dem 
ehemaligen Jugendclub, Konto 0293 0000 036. Dies ist möglich, da derzeitig nicht davon 
ausgegangen werden kann, dass das Geld in diesem Jahr eingesetzt werden muss. 
 
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

 
 
Anlage/n: 
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